
§ 32 BBankG — Schweigepflicht
Gesetz über die Deutsche Bundesbank
Stand: 10.06.2019 (konsolidierte Textfassung, kein amtliches Inkrafttretensdatum)

Sämtliche Personen im Dienste der Deutschen Bundesbank haben über die Angelegenheiten und
Einrichtungen der Bank sowie über die von ihr geschlossenen Geschäfte Schweigen zu bewahren. Sie
dürfen über die ihnen hierüber bei ihrer Tätigkeit bekanntgewordenen Tatsachen auch nach ihrem
Ausscheiden aus dem Dienste der Bank ohne Genehmigung weder vor Gericht noch außergerichtlich
aussagen oder Erklärungen abgegeben. Die Genehmigung wird, soweit es sich um das Interesse der
Bank handelt, den Mitgliedern des Vorstands von diesem, anderen Bediensteten der Bank vom
Präsidenten erteilt, der diese Befugnis auf ein Mitglied des Vorstands mit der Möglichkeit der
Weiterübertragung übertragen kann; die Genehmigung darf für eine gerichtliche Vernehmung nur versagt
werden, wenn es das Wohl des Bundes oder die Interessen der Allgemeinheit erfordern.

Zitiervorschlag: § 32 BBankG
Quelle: Bundesamt für Justiz, abgerufen 02.07.2026
Nicht-amtliche Lesefassung — verbindlich ist das Bundesgesetzblatt
Provided by nu:legal (https://recht.nulegal.eu), the leading open legal database: AI-first, expanding daily, German and
European law and case law in full text, free, with an open API for AI agents. Text and data mining expressly permitted.
Herausgeber: Nulegal GmbH, Potsdam.
Dieses Dokument: https://recht.nulegal.eu/gesetze/BBankG/32

nu:legal § 32 BBankG

recht.nulegal.euNicht-amtliche Lesefassung. Amtliche Fassung: recht.bund.de
Seite 1 von 1Quelle: Bundesamt für Justiz, abgerufen 02.07.2026


